
BUNDESGERICHTSHOF

IV ZR 314/90 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

der Frau Franziska W

Klägerin und Revisionsklägerin

- Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

Rechtsanwälte Brigitte 
Dr. -WflHfc-K^fc-Str.

g e g e n

Frau Dorothea W.-l •Straße 113,

Beklagte und Revisionsbeklagte

- Prozeßbevollmächtigter 
II. Instanz:

Rechtsanwalt 
str. 19,



2

Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Bundschuh und die Richter 
Dr. Schmidt-Kessel, Dr. Zopfs, Dr. Ritter und Römer

am 27. Februar 1991

beschlossen:

Die Revision gegen das Urteil des Senats für 
Zivilrecht des Bezirksgerichts Potsdam vom 
28. Mai 1990 wird auf Kosten der Klägerin 
als unzulässig verworfen.

Von der Erhebung von Gerichtskosten für das 
Revisionsverfahren wird abgesehen.

Gründe:

I.

Die Parteien streiten darüber, ob das notarielle Testa­
ment des am 10. November 1988 verstorbenen Konrad vom
11. September 1987 mangels der von der Klägerin bezweifelten 
Testierfähigkeit des Erblassers nichtig ist.

Das Kreisgericht Königs Wusterhausen hat die auf Fest­
stellung der Nichtigkeit des Testaments gerichtete Klage ab­
gewiesen. Die Berufung der Klägerin hat das Bezirksgericht 
Potsdam durch Urteil vom 28. Mai 1990 als unbegründet abge-
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wiesen. Mit Schriftsatz vom 30. Juli 1990 hat die Klägerin 
durch ihre in der zweiten Instanz bestellte Prozeßbevoll­
mächtigte beim Bezirksgericht Potsdam Revision einlegen und 
diese gleichzeitig begründen lassen.

II.

Die Revision ist unzulässig.

1. Das von der Klägerin beim Bezirksgericht Potsdam be­
antragte Revisionsverfahren ist gemäß Art. 8 des Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit 
Deutschlands (Einigungsvertrag) vom 31. August 1990 (BGBl.
II S. 889) i.V. mit Anl. I, Kap. Ill, Sachgeb. A, Abschnitt
III Nr. ly Abs. 2 des Einigungsvertrages in der Lage, in der 
es sich am Tage des Wirksamwerdens des Beitritts der ehema­
ligen DDR zur Bundesrepublik befunden hat, auf den Bundesge­
richtshof als den für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zu­
ständigen Obersten Gerichtshof des Bundes (§ 133 GVG) über­
gegangen. Dies bedeutet, daß das Rechtsmittel, wenn es be­
reits nach dem Recht der ehemaligen DDR unzulässig war, un­
zulässig bleibt. Das ist hier der Fall.

Das angefochtene Urteil ist am 28. Mai 1990 ergangen. 
Nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Recht der ehemaligen 
DDR war hiergegen das Rechtsmittel der Revision oder ein an­
deres Rechtsmittel nicht gegeben. Das Urteil erwuchs viel­
mehr unmittelbar in Rechtskraft. Das Rechtsmittel der Revi­
sion gab es in der ehemaligen DDR erst seit dem Inkrafttre-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

ten des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung der Zivilprozeß­
ordnung vom 29. Juni 1990 (GBl. DDR I S. 547) am 1. Juli 
1990 (§ 6 des Gesetzes). Vorher ergangene Berufungsurteile 
waren auch für den Fall nicht anfechtbar, daß sie noch nicht 
länger als einen Monat (Dauer der Revisionsfrist nach § 160 
Abs. 4 DDR-ZPO in der Fassung des Gesetzes vom 29. Juni 
1990) zurücklagen. Das folgt aus § 3 Abs. 1 Satz 1 des ge­
nannten Gesetzes.

Soweit die DDR-ZPO vor der Novellierung durch das Ge­
setz vom 29. Juni 1990 die Möglichkeit der Kassation vorsah, 
handelte es sich nicht um ein Rechtsmittel der Parteien. 
Vielmehr betraf die Kassation bereits in Rechtskraft erwach­
sene Entscheidungen (§ 160 Abs. 1 DDR-ZPO alter Fassung) und 
erfolgte gegebenenfalls auf behördlichen Antrag; den - wie 
es im Gesetz hieß - "Prozeßparteien des früheren Verfahrens" 
war lediglich Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben (§ 161 
Abs. 1 DDR-ZPO alter Fassung).

2. Anl. I, Kap. Ill, Sachgeb. A, Abschn. III Nr. 28i 
des Einigungsvertrages, wonach sich für am Tage des Wirksam­
werdens des Beitritts der DDR bereits eingelegte Rechtsmit­
tel oder bei noch nicht abgelaufener Rechtsmittelfrist die 
Zulässigkeit des Rechtsmittels und das weitere Verfahren mit 
gewissen Übergangsmaßgaben nach den in Kraft gesetzten Vor­
schriften der Bundesrepublik Deutschland richten, wirkt sich 
vorliegend, soweit die Zulässigkeit der Revision der Kläge­
rin in Frage steht, nicht aus. Die Vertragsbestimmung dient 
der Überleitung in das Rechtsmittelrecht der Bundesrepublik 
Deutschland in noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen 
Übergangsfällen, läßt jedoch Fälle, in denen nach dem Recht



5

der ehemaligen DDR Rechtskraft eingetreten ist, unberührt. 
Dies findet seine Bestätigung in Anl. I, Kap. III,
Sachgeb. A, Abschn. III Nr. 5i des Einigungsvertrages. Hier­
nach finden gegen Entscheidungen, die vor dem Wirksamwerden 
des Beitritts rechtskräftig geworden sind, "die vorgesehenen 
Rechtsbehelfe gegen rechtskräftige Entscheidungen statt 
(§§ 323, 324, 579ff., 767ff.)". Das ist dahin zu verstehen, 
daß in diesen Fällen nur jene Rechtsbehelfe Platz greifen 
(vgl. auch Gottwald FamRZ 1990, 1117, 1182).

3. Gemäß Art. 8 i.V. mit Anl. I, Kap. III, Sachgeb. A, 
Abschn. III Nr. 5 des Einigungsvertrages gilt nunmehr - mit 
gewissen Maßgaben, die sich hier aber nicht auswirken, - 
auch für Verfahren, die ihren Ausgang in der ehemaligen DDR 
genommen haben, die Zivilprozeßordnung. Danach ist die Revi­
sion der Klägerin nach § 554a ZPO als unzulässig zu verwer­
fen mit der Kostenfolge aus § 97 Abs. 1 ZPO. Der Senat hat 
indes mit Rücksicht auf die dargelegte Rechtsentwicklung ge­
mäß § 8 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 des zufolge Art. 8 i.V. mit



Anl. I, Kap. Ill, Sachgeb. A, Abschn. Ill Nr. 19 des Eini­
gungsvertrages gleichfalls anwendbaren Gerichtskostengeset 
zes von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, keine Gerichtsko 
sten in Ansatz bringen zu lassen.

Dr. Ritter Römer

Bundschuh Dr. Schmidt-Kessel Dr. Zopfs
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